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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Machtwechsel in der Krise 
NACH ACHT JAHREN KOMMUNISTISCHER HERRSCHAFT HAT DIE REPUBLIK 

MOLDAU EINE NEUE REGIERUNG 

Wahlen und Koalitionsbildung  

Trotzdem gelang es den damals drei Oppo-

sitionsparteien – der Liberaldemokratischen 

Partei Vlad Filats (PLDM), der Allianz Unsere 

Moldau (AMN) und der Liberalen Partei (PL) 

– eine geschlossene Front gegen die neuer-

liche Wahl eines Staatsoberhauptes aus den 

Reihen der PCRM aufrechtzuerhalten. Dazu 

hatte entscheidend das Fehlen jeglicher 

Kompromissbereitschaft seitens Voronin 

beigetragen. 
Am 25.9. wurde der neuen moldauischen 

Regierung unter Ministerpräsident Vlad Filat 

vom Parlament das Vertrauen ausgespro-

chen. Vorausgegangen waren acht Jahre 

einer Herrschaft der Partei der Kommunis-

ten (PCRM) unter dem bisherigen Präsiden-

ten Voronin und ein dreivierteljährlicher 

Wahlmarathon, der die politische Führung 

des Landes inmitten der schweren Wirt-

schaftskrise weitgehend gelähmt hatte. 

Bei der umstrittenen Wahl vom 5. April hat-

te die PCRM noch 60 von 101 Mandaten im 

moldauischen Parlament erhalten – nur ei-

nes weniger als nach der Verfassung zur 

Wahl eines neuen Präsidenten erforderlich 

ist. Am 7. April war es in Chisinau zu ge-

waltsamen Ausschreitungen gekommen, für 

die die damalige Regierung der Opposition 

die Schuld zuwies. Nach einer anfänglichen 

Verunsicherung Voronins schlug die Staats-

macht mit Härte zurück. Die Opposition ge-

riet so unter erheblichen Druck. Zugleich 

aber schien sich das Land von einer pro-EU-

europäischen Politik abzuwenden. Gegen 

Rumänien, das der Präsident der Beteiligung 

an einem angeblich beabsichtigten Staats-

streich bezichtigte, wurde unter Bruch von 

Abkommen mit der EU ein Visumszwang 

eingeführt. 

Die moldauische Verfassung sieht für den 

Fall einer gescheiterten Präsidentenwahl 

Neuwahlen vor, zu denen es am 29. Juli im 

Zeichen einer sich stetig verschlechternden 

Wirtschaftslage kam. Dabei kehrten sich die 

Mehrheitsverhältnisse um. Während die 

PCRM nur noch 48 Mandate erhielt, erlang-

ten andere Parteien nun 53. Unter den bis-

herigen Oppositionsparteien entfielen auf 

die PLDM 18, die PL 15 und auf die AMN 7. 

Maßgeblich zum Wahlsieg beigetragen hatte 

der Übertritt des populären, prowestlichen 

und von vielen Anhängern der PCRM als 

Wunschnachfolger für Voronin gehandelten 

langjährigen Parlamentssprechers Marian 

Lupu zur sozialdemokratisch orientierten 

Demokratischen Partei (PDM), deren Vorsit-

zender und Spitzenkandidat er wurde. Die 

PDM hatte bei den Wahlen im April noch den 

Wiedereinzug ins Parlament verfehlt, er-

langte nun aber 13 Mandate.  

Gespräche zur Bildung einer gemeinsamen 

Regierung zwischen den Führern der vier 

Oppositionsparteien begannen unmittelbar 

nach der Wahl. Am 8. August beschlossen 

sie, eine Koalition unter dem Namen „Allianz 

für die Europäische Integration“ zu bilden. 

Trotzdem gestalteten sich die Verhandlun-

gen schwierig. Streitpunkt war vor allem die 

Entscheidung für einen neuen Parlaments-

präsidenten. Mit diesem Amt sind nicht nur 

weitergehende Befugnisse verbunden als sie 

beispielsweise ein Bundestagspräsident be-

sitzt. Die in vielen Bestimmungen unscharf 

formulierte Verfassung schreibt ihm auch 

die Vertretung des Präsidenten im Falle sei-

ner Verhinderung zu. Erst am Vorabend der 

konstituierenden Sitzung konnte mit der 
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dann erfolgten Wahl des Vorsitzenden des 

Liberalen Partei, Mihai Ghimpu, ein Kom-

promiss gefunden werden. Vlad Filat sollte 

die Führung der Regierung übernehmen, 

Marian Lupu ist der Kandidat der Koalition 

für das Amt des Präsidenten. 

Herausforderungen für die neue 

Regierung 

Die PCRM hat das ihr nach wie vor verblie-

bene Druckpotential gegen die Koalitions-

parteien nicht ausgespielt. Die PCRM klagte 

zwar vor dem Verfassungsgericht erfolglos 

gegen die Rechtmäßigkeit der Wahl Ghim-

pus und die vorläufige Wahrnahme des Prä-

sidentenamtes durch ihn; dieser nominierte 

dann unmittelbar nach dem Urteil als amtie-

rendes Staatsoberhaupt Vlad Filat als Minis-

terpräsident. Voronin, der diese Funktion 

nach dem Auslaufen seiner Amtsperiode seit 

dem April kommissarisch wahrgenommen 

hatte, zugleich aber auch selbst zum Parla-

mentspräsidenten gewählt worden war, er-

klärte jetzt jedoch bereits vor der konstitu-

ierenden Sitzung des Parlaments seinen 

Rücktritt als amtierender Präsident und 

vermied so einen Verfassungskonflikt. An-

scheinend wird die Handlungsfähigkeit der 

PCRM auch dadurch beeinträchtigt, dass in 

ihr unterschiedliche Zirkel um Macht und 

Einfluss ringen. Es spricht einiges dafür, 

dass bereits die Ausschreitungen am 7. April 

eine gezielte Provokation aus dem Machtap-

parat heraus waren, um die Opposition zu 

schwächen, aber auch Voronin so auf einen 

autoritäreren und eher antiwestlichen Kurs 

festzulegen.  

Tatsächlich agierte der Präsident seither 

nicht nur oft widersprüchlich, die Ergebnisse 

seines Handelns mussten auch seine eige-

nen Interessen zuwider laufen. Das wirft die 

Frage auf, inwieweit er tatsächlich noch die 

Kontrolle über seine Partei ausübt. In seinen 

letzten Erklärungen kommt ein resignativer 

Unterton zum Ausdruck. Im Augenblick 

dürfte die PCRM trotz innerer Bruchlinien 

noch durch starke gemeinsame Machtinte-

ressen zusammengehalten werden. Sie ver-

fügt aber derzeit auch nicht über eine Stra-

tegie, mit der sie das Land aus der de-

saströsen wirtschaftlichen Lage heraus füh-

ren könnte. Ihr Kalkül dürfte daher darin 

bestehen, der Koalitionsregierung aus der 

Opposition zunächst die Verantwortung für 

die Folgen der Krise zuzuweisen, um sich 

dann entweder bei Neuwahlen im kommen-

den Jahr im Inn- und Ausland als Garant 

von Stabilität und Sicherheit zu empfehlen 

oder aber bei einem möglichen Auseinan-

derfallen der „Allianz für die Europäische 

Integration“ eine Koalitionsregierung unter 

eigener Führung zu bilden. Dass sich der 

Wahlkampf in den kommunistischen Medien 

mit Angriffen auf die Koalitionsparteien 

praktisch fortsetzt, spricht für die Annahme, 

dass die PCRM auf baldige Neuwahlen setzt. 

Das wichtigste Duckmittel der PCRM bleibt 

die erforderliche Zustimmung von mindes-

tens acht ihrer Abgeordneten zur Neuwahl 

eines Präsidenten. Diese Entscheidung dürf-

te maßgeblich davon abhängen, ob Moldau 

Aussicht auf baldige internationale Finanz-

hilfe erhält; denn der kurzfristige Erfolg, 

wenn nicht sogar das Überleben der Koaliti-

on, wird von einer Konsolidierung der ka-

tastrophalen Haushaltslage abhängen, die 

aus eigener Kraft kurzfristig nicht gelingen 

kann. In jedem Fall wird die PCRM zunächst 

versuchen, Lupu zu beschädigen und ihn als 

Präsidenten zu verhindern. In ihren bisheri-

gen Verlautbarungen hat die PCRM Bedin-

gungen eher symbolischer Natur für die 

Wahl eines neuen Staatsoberhauptes ge-

stellt, aber stets hinzugefügt, man werde 

nicht für einen „Verräter“ stimmen. 

Kommt die Neuwahl des Präsidenten nicht 

zustande, sieht die Verfassung erneute Par-

lamentswahlen vor, allerdings erst im 

nächsten Jahr, die vielleicht im Februar 

stattfinden könnten. Als Alternative wird in 

der Koalition das Projekt einer neuen Ver-

fassung diskutiert. Idealerweise könnten so 

nicht nur eine Reihe von Unklarheiten besei-

tigt und die Handlungsfähigkeit der Staats-

organe gestärkt werden, es besteht aber 

auch das Risiko, infolge politischer Kom-

promisse die Kompetenzen, wie in der Uk-

raine geschehen, auf zu viele Vetospieler 

aufzuteilen. Nicht zuletzt aber könnte das 

erforderliche Verfahren gegebenenfalls auch 

einen Aufschub von Parlamentsneuwahlen 

rechtfertigen.  

Es zeugt von Verantwortungsbewusstsein, 

dass Vlad Filat die Aufgabe der Regierungs-
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bildung in dieser Situation übernommen 

hat. Eine ernsthafte personelle Alternative 

gab es nicht. Allerdings gehen er und die 

PLDM damit auch erhebliche politische Risi-

ken ein, zumal Regierungsmitglieder nach 

der geltenden Gesetzeslage ihre Parla-

mentsmandate niederlegen müssen. Die 

Bildung und der Zusammenhalt einer Regie-

rung aus vier Parteien, die einander z.T. mit 

Misstrauen betrachten oder als Konkurren-

ten sehen und zudem in ihrem Verhalten 

kaum auf Erfahrungen mit Koalitionen zu-

rückgreifen können, muss sich schwierig 

gestalten. Hinzu kommen Gegensätze zwi-

schen den persönlichen Ambitionen der Pro-

tagonisten und Einzelinteressen. Als füh-

rungsstarke Person dürfte Filat die Regie-

rung dominieren. Aber auch deshalb besteht 

ein Defizit des regierenden Parteienbündnis-

ses darin, dass ein ausgleichendes Gremium 

wie es in Deutschland der Koalitionsaus-

schuss darstellt, nur ansatzweise besteht. 

Die Verhandlungen zwischen den Parteien 

beschränken sich bislang nahezu aus-

schließlich auf Treffen der vier Parteiführer 

untereinander. Dieses Format spiegelt die 

dominierende Position der Vorsitzenden in-

nerhalb ihrer Parteien, zugleich freilich auch 

eine mangelnde Bereitschaft zumindest ei-

niger Parteiführer, andere Führungspersön-

lichkeiten partizipieren zu lassen. Allerdings 

deuten die bisherigen Erfahrungen darauf 

hin, dass es Absprachen in diesem engen 

Rahmen an Verbindlichkeit und Verlässlich-

keit fehlen kann. 

Da infolge dieser Problemlage niemand wis-

sen kann, wie lange die Koalition Bestand 

hat, wird es entscheidend sein, dass wichti-

ge Weichenstellungen bereits in den ersten 

Monaten der Regierung erfolgen. Dabei wird 

es primär darauf ankommen, die Administ-

ration und vor allem die wichtigsten Macht-

ministerien zu reformieren, die einseitige 

Kontrolle der PCRM über die Medien zu be-

seitigen, sowie mit der Entflechtung der 

stark von de-facto-Monopolen und Korrupti-

on geprägten Wirtschaftsstrukturen zu be-

ginnen; immerhin wird nach wie vor ein 

Großteil der moldauischen Wirtschaft von 

einigen wenigen Familien kontrolliert; da 

solche Interessen natürlich auch in die Par-

teien hinein wirken, dürfte dies nicht ganz 

ohne Kompromisse gehen. 

Die Entwicklung des Parteienspektrums 

Der Erfolg der früheren Opposition bei den 

Parlamentswahlen und die Bildung der Koa-

lition war auch die Folge grundlegender 

Veränderungen innerhalb des moldauischen 

Parteienspektrums während der vergange-

nen Legislaturperiode. Die führenden Koali-

tionsparteien sind vergleichsweise neue 

Gründungen oder haben einen Erneue-

rungsprozess durchgemacht. Die in ihrer 

jetzigen Verfassung älteste unter den an der 

Regierung beteiligten Parteien ist die AMN, 

die als Sammelbecken unterschiedlicher po-

litischer Kräfte jenseits der PCRM unter der 

Führung des früheren Chisinauer Bürger-

meisters Serafim Urechean gegründet wur-

de. Sie stellte in der vergangenen Legisla-

turperiode die stärkte Oppositionsfraktion 

und schnitt bei den Kommunalwahlen von 

2007 sehr erfolgreich ab. Stärker als andere 

Parteien steht sie allerdings auch in dem 

Ruf, sich im Dunstkreis spezieller wirtschaft-

licher Interessen zu bewegen. Die Karriere 

Urecheans war von Korruptionsvorwürfen 

und entsprechenden Strafverfahren über-

schattet, die in den vergangenen Jahren al-

lerdings offensichtlich politisch gegen ihn 

instrumentalisiert wurden. Eines seiner 

Hauptanliegen war es daher in den Koaliti-

onsverhandlungen, die Kontrolle über die 

Generalstaatsanwaltschaft zu erlangen, de-

ren weit gefasste Befugnisse einen bedeu-

tenden Kritikpunkt der EU an der recht-

staatlichen Entwicklung in Moldau bilden. 

Gegenwärtig ist die AMN eine Partei im Nie-

dergang, die weder von der Programmatik, 

dem Personal oder der Professionalität den 

jüngeren Parteien gewachsen sein dürfte. 

Die PL hat sich insbesondere bei den Wäh-

lern rumänisch-nationaler Orientierung an-

gesiedelt und vertritt daneben auch eine 

ausgeprägt liberale Programmatik. Auf eu-

ropäischer Ebene orientiert sie sich auf die 

Europäischen Liberalen. Personell ist sie auf 

den charismatischen und integeren jungen 

Bürgermeister von Chisinau, Dorin Chirtoa-

ca, ausgerichtet, der als konsequent anti-

kommunistische Alternative zu dem Kandi-

daten der PCRM in dieses Amt gewählt wur-

de. Der Parteivorsitzende Mihai Ghimpu ist 

sein Onkel. Daneben verfügt die Partei nur 

begrenzt über profiliertes Personal. 
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Die PDM hat mit dem Übertritt Marian Lupus 

einen Erneuerungsprozess eingeleitet. Ne-

ben der PLDM hatte die PDM in den Wahlen 

das interessanteste Führungsteam. Sie hat 

bereits Beobachterstatus bei der Sozialisti-

schen Internationale und arbeitet auch eng 

mit der SPD zusammen. Ihr Erfolg bei den 

letzten Wahlen wurde zu einem großen Teil 

von der Popularität Marian Lupus getragen. 

Dieser hat die Partei jedoch stärker als 

zentristische Kraft positioniert, einerseits 

um Kritik an seiner früheren Zugehörigkeit 

zur PCRM zu begegnen, andererseits aber 

vermutlich auch, weil er sich für das Präsi-

dentenamt als nationale Führungsfigur in 

der politischen Mitte präsentieren will. Dort 

dürfte es ihr jedoch schwer fallen, gegen die 

Konkurrenz der PLDM Bestand zu haben. 

Lupu würde als Präsident parteipolitisch 

weitgehend neutralisiert und ist ohnehin ei-

gentlich kein Parteipolitiker. Die Zukunft der 

Partei wird daher in einer stärker sozialde-

mokratischen Positionierung liegen. Dort 

vermag sie der PCRM in der eigenen Wäh-

lerschaft Konkurrenz zu machen. Es besteht 

die Möglichkeit, dass sich nach einem Abtritt 

Voronins eine Spaltung der PCRM vollzieht, 

die entweder von der PDM aufgenommen 

werden könnte oder aus der eine weitere 

sich eher sozialdemokratisch positionieren-

de Partei als unmittelbare Konkurrentin der 

PDM hervorgehen könnte. 

Die PLDM, die eine Mitgliedschaft in der EVP 

anstrebt, verfügt vergleichsweise über die 

wohl professionellste Parteistruktur, vor al-

lem aber über ein sehr profiliertes Team. 

Vlad Filat hat eine Reihe von Führungsper-

sönlichkeiten um sich herum aufgebaut. 

Obwohl Filat eine führungsstarke und 

selbstbewusste Persönlichkeit ist, ist seine 

Partei daher vergleichsweise weniger füh-

rerzentriert bzw. von der Führungspersön-

lichkeit abhängig. Die personelle Kompetenz 

spiegelt sich auch in der Übernahme der 

Mehrzahl der bedeutenderen Ministerien in 

der Regierung durch die PLDM (voraussicht-

lich neben dem Ministerpräsidenten u.a. In-

nen-, Außen-, Justiz-, und Finanzministeri-

um).  

Eine Partnerorganisation der EVP ist bereits 

die Christdemokratische Volkspartei (PPCD) 

mit ihrem Vorsitzenden Iurie Rosca. Sie hat 

allerdings in den vergangenen beiden Wah-

len den Einzug ins Parlament deutlich ver-

fehlt. Der Grund dafür ist in der engen Zu-

sammenarbeit mit Voronin und der PCRM in 

der vergangenen Legislaturperiode zu su-

chen. Rosca verfolgte damit die Absicht 

konstruktiven Einfluss auf die Regierung zu 

nehmen, entfremdete sich aber der übrigen 

Opposition. U.a. griff er dann auch Vlad Filat 

wegen der auch gegen ihn erhoben, jedoch 

nie belegten Korruptionsvorwürfe massiv 

an. Beides diskreditierte die PPCD auch in 

der eigenen Anhängerschaft.  

Notwendigkeit internationaler 

Unterstützung 

Außenpolitisch wird die neue Regierung ei-

nen deutlich prowestlichen und pro-EU-

europäischen Kurs einschlagen. Als erste 

Maßnahme hob sie sogleich den Visums-

zwang gegen Rumänien auf. Absichten hin-

sichtlich einer – jedenfalls baldigen - Mit-

gliedschaft in der NATO oder gar nach einer 

Vereinigung mit Rumänien haben alle füh-

renden Koalitionspolitiker eine Absage er-

teilt, auch wenn sie diese Ziele in der Ver-

gangenheit z.T. befürwortet hatten. Ent-

sprechende Bestrebungen würden innere 

Konflikte und eine entschiedene Ablehnung 

Russlands zur Folge haben. Die EU-

Integration bleibt für das Land das zentrale 

Ziel – und ist auch alternativlos. Bereits 

heute arbeitet ein Drittel der Erwerbsbevöl-

kerung im Ausland – überwiegend in der 

EU. Ein großer Teil der Moldauer könnte die 

rumänische Staatsbürgerschaft anstreben. 

Polemisch formuliert: Die Moldauer treten 

der EU bereits bei. Die Frage ist nur, ob das 

Land dauerhaft als Armen- und Altenheim 

zurückbleibt. Die EU und ihre Mitgliedsstaa-

ten wären daher gut beraten, wenn sie die 

Tragweite ihrer bisherigen Integrationsan-

gebote überdenken. 

Die Beziehungen zu Deutschland werden für 

die neue moldauische Regierung hohe Prio-

rität haben. Außenminister wird mit Iurie 

Leanca ein erfahrener und kompetenter Dip-

lomat. Dasselbe gilt für seine beiden Stell-

vertreter. Vorsitzender des auswärtigen 

Ausschusses im Parlament ist der langjähri-

ge Botschafter der Republik Moldau in Ber-

lin, Igor Corman, der der PDM beigetreten 

ist und dort mittlerweile als stellvertreten-
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der Vorsitzender eine zentrale Führungspo-

sition einnimmt. Die neue Regierung be-

trachtet Deutschland als primären Partner in 

der EU. Daran knüpfen sich auch Erwartun-

gen. 

Die wirtschaftliche Situation ist verheerend, 

die Haushaltslage erweist sich offenbar noch 

als weit schwieriger als die Regierung zuvor 

erwartet hatte. Die Wirtschaftsleistung wird 

in diesem Jahr um vermutlich acht Prozent 

schrumpfen, das Haushaltsdefizit dürfte, 

gemessen am BIP, bei weit über zehn Pro-

zent liegen. Nach Aussagen des Finanz- und 

Wirtschaftsministers besteht eine Finanzie-

rungslücke von 360 Millionen Euro, was das 

Land an den Rand der Zahlungsunfähigkeit 

führt. Ohne Hilfe von Außen könnte die Re-

gierung Gehalts- und Rentenzahlungen ein-

stellen müssen. Das würde unmittelbar der 

PCRM in die Hände spielen, hatte sich doch 

Voronin bis zuletzt als Garant der Stabilität 

und der sozialen Leistungen des Staates 

präsentiert. Im Wahlkampf hatte er Rettung 

durch russische Kreditzusagen, deren politi-

sche Bedingungen die neue Regierung ver-

mutlich nicht erfüllen kann, und ominöse 

chinesische Hilfen versprochen. Für die Koa-

lition ist die Fähigkeit zur Fortsetzung der 

Gehalts- und Rentenzahlungen eine Überle-

bensfrage. Die PCRM organisiert bereits 

Rentnerproteste. 

Die EU hat Ministerpräsident Filat und Au-

ßenminister Leanca bei ihrem Antrittsbe-

such am 29. und 30.9. in Brüssel keine Auf-

stockung der Budgethilfe in Aussicht ge-

stellt. Die Regierung kann in dieser Hinsicht 

lediglich 30 Millionen Euro in diesem Jahr 

erwarten. Verhandlungen mit dem IWF be-

ginnen im Oktober, werden aber vermutlich 

erst im November oder Dezember abge-

schlossen werden können. Damit besteht 

die Möglichkeit, dass die Hilfe nicht mehr 

der jetzigen, sondern der nächsten Regie-

rung zugute kommt, sollte die PCRM Neu-

wahlen im Frühjahr durchsetzen. Daher 

sucht – und braucht - die moldauische Re-

gierung auch kurzfristige bilaterale Finanz-

hilfen. Einige EU-Partner bereiten anschei-

nend schon entsprechende Unterstützungs-

maßnahmen vor. Dabei dürfte aber auch 

Deutschland gefragt sein.  

Daneben würden vor allem Visaerleichte-

rungen seitens der EU die Lage in Moldau 

verbessern helfen. Seit dem Beitritt Rumä-

niens bedürfen Bürger der Republik Moldau 

für den Besuch des Nachbarlandes eines 

Visums. Durchaus vergleichbar wäre eine 

Situation, in der Deutsche ein Visum für 

Reisen nach Österreich bräuchten - und es 

oft nicht erhalten würden. Insbesondere die 

hohen Hürden für die Erlangung eines 

Schengen-Visums schaffen nicht nur 

menschliche Probleme, sie beeinträchtigen 

auch die wirtschaftliche Entwicklung, ver-

stärken den Andrang auf die rumänische 

Staatsbürgerschaft und vergrößern den Um-

fang illegaler Bewegungen und Beschäfti-

gungsverhältnisse in der EU. Insbesondere 

das langfristige Kosten-/Nutzenkalkül 

spricht ebenso für eine Liberalisierung des 

Visaregimes wie für finanzielle Hilfen ge-

genüber Moldau. 
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